Gemeinde Bad Schussenried Landkreis Biberach Seite 1

Niederschrift uber die 6ffentliche Sitzung des Gemeinderates
vom 17.11.2016

Beginn: 18:00 Uhr Schluss: 19:25 Uhr

Anwesend:
Vorsitzender

stellv. Blrgermeister Herr Steyer
fraktionslos

Frau Susanne Diesch
CDU-Fraktion

Herr Norbert Bader

Herr Albert Daiber ab 18:45 Uhr anwesend

Herr Gerhard Delle

Herr Franz Frick

Herr Peter Vollmer

Herr Norbert Westhauf3er
FUB/BL-Fraktion

Frau Carmen Britsch

Herr Alexander Eisele

Herr Roland Eisele

Herr Thomas Oberhaus

Herr Hans Steyer
FWV-Fraktion

Herr Wolfgang Dangel

Herr Thomas Maier

Herr Frank Spahn

Frau Angelika Wiedmer
Ortsvorsteher

Herr Guido Klaiber

Herr Stefan Koch

Herr Karl-Anton Kénig
Protokollfihrer

Herr Hans Walser

Verwaltung
Herr Giinter Bechinka
Herr Siegfried Gnann
Herr Dieter Hirscher
Herr Carsten Kubot
Herr Andreas Mutter bei TOP 10
Frau Patricia Nusser
Nach Erdffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzende fest, dass zu der
heutigen Sitzung durch Ladung vom 09.11.2016 ordnungsgemalf
eingeladen worden ist; Zeit, Ort und Tagesordnung fur den 6ffentlichen
Teil der Sitzung am 10.11.2016 ortsiiblich bekanntgegeben worden sind;
das Kollegium beschlussféahig ist, weil 16 Mitglieder anwesend sind.
Abwesend:
FUB/BL-Fraktion
Herr Jurgen Falkenstein entschuldigt
Herr Rainer Harle entschuldigt
FWV-Fraktion
Herr Frank Landthaler entschuldigt

Als Urkundspersonen wurden ernannt: stellv. Birgermeister Steyer
Stadtoberinspektor Walser
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Hierauf wurde in die Beratung der auf der Tagesordnung stehenden Beratungsgegenstéande
eingetreten und beschlossen:

Offentlich:
1. BegrufBung und Anfragen aus der Blrgerschaft
2. Bebauungsplan "Ostlich der BahnhofstraRe"

1. Aufstellungsbeschluss

2. Beschluss Uber die Form der vorgezogenen Bilirgerbeteiligung
3. Aufstellung von drtlichen Bauvorschriften

4. Erlass einer Veranderungssperre (Satzungsbeschluss)

3. Bebauungsplan "Sagmuhleweg"
1. Aufhebung des Aufstellungsbeschluss
2. Beschluss Uber die Form der vorgezogenen Blrgerbeteiligung
3. Erneuter Aufstellungsbeschluss
4. Aufstellung von drtlichen Bauvorschriften
5. Erlass einer Veranderungssperre (Satzungsbeschluss)

4. Wasserteich Kurpark
a) Verfullung Wasserteich
b) Haftungsfreistellung

5. Neufassung der Betriebssatzung fiir den Eigenbetrieb Touristinformation
der Stadt Bad Schussenried
hier: Bestellung der Betriebsleitung
6. Schwabische Baderstrale
a) Information zur Ubernahme Geschaéftsfihrung 2017 - 2019
b) Kooperationsvereinbarung
7. Spendenannahme

7.1 Spendenannahme fir die Reinigung des Buswartehduschen

7.2 Spendenannahme fir KlimaschutzmalRnahmen 2016
8. Bekanntgaben und Verschiedenes

9. Bekanntgabe nicht6ffentlich gefasster Beschliisse
10. Anfragen aus dem Gemeinderat

11. Anfragen aus der Blrgerschaft
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offentlich!
81

Begrufung und Anfragen aus der Burgerschaft

Stellv. Burgermeister Steyer erdffnet die Sitzung anstelle von Blrgermeister Deinet, der sich zur Zeit
in Urlaub befindet und begruf3t alle Anwesenden recht herzlich.
Darunter auch die Vertreterin der Schwabischen Zeitung, Frau Bélstler.

Danach stellt er fest, dass die Sitzung ordnungsgemafl einberufen wurde und das Gremium
beschlussfahig ist.
Anderungswiinsche zur Tagesordnung liegen nicht vor.

AnschlieRend gratuliert er Stadtrat WesthduRer und Ortsvorsteher Klaiber nachtraglich zum
Geburtstag.

Anfragen aus der Bilrgerschaft
Es erfolgen keine Anfragen.
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Bebauungsplan "Ostlich der BahnhofstraRe"

1. Aufstellungsbeschluss

2. Beschluss Uber die Form der vorgezogenen Bilrgerbeteiligung
3. Aufstellung von 6rtlichen Bauvorschriften

4. Erlass einer Veranderungssperre (Satzungsbeschluss)

Ausgangssituation

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt ¢stlich der BahnhofstralR3e, wird im Norden begrenzt
durch den Buhlweg, im Osten durch die Schussen, im Stiden durch die freie Feldlage und im Westen
durch die Bahnhofstral3e. Er umfasst die ¢stlich der Hauptstral3e gelegenen Gebaude Hauptstralie 15
bis 31, jeweils mit Nebengebauden und Freiflachen. Der Geltungsbereich ist im beiliegenden
Lageplan mit schwarz gestrichelter Linie gekennzeichnet. Das Plangebiet hat eine Grof3e von ca. 1,7
ha.

Das Plangebiet liegt zu weiten Teilen im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB. Es weist eine
gemischte Nutzung mit einem hohen Anteil gewerblicher Nutzungen auf. Aufgrund mdglicher
Nutzungsénderungen in Folge von Betriebsaufgaben ist es erforderlich, die Neuordnung des Gebietes
stédtebaulich zu steuern. Im &stlichen Gebietsteil ist die Abgrenzung der bebaubaren Bereiche enger
als die tatsachlich vorherrschende Bebauung. Im Zuge der Bebauungsplanung ist der Ortsrand zu
definieren. Die Schussenrenaturierung ist in diesem Bereich inzwischen abgeschlossen, so dass die
genaue Abgrenzung zwischen bebaubaren Flachen und Flachen fir die Gewasserentwicklung
Uberpruft werden kann.

Die Stadt Bad Schussenried ist als Unterzentrum bestrebt, in der Ortsmitte funktionierende, sich
gegenseitig stitzende Einzelhandelsstrukturen zu entwickeln und zu sichern. Dies setzt eine
gesamtstadtische Steuerung des Einzelhandels voraus, die nicht nur positive Planungsanreize in
zentralen Lagen, sondern auch die Begrenzung von Verkaufsflachen und den Ausschluss bestimmter
Sortimente in nicht zentralen Lagen umfasst. Der Gesetzgeber erméchtigt die Gemeinden
ausdricklich zu dieser Form der Steuerung, indem er in § 1 (6) Nr. 4 BauGB die Erhaltung und
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche als ein Ziel der Bauleitplanung definiert.

Die Stadt beabsichtigt, ein gesamtstadtisches Einzelhandelskonzept zu erstellen, um zentrale
Versorgungsbereiche zu definieren. Aul3erhalb der zentralen Versorgungsbereiche sollen
zentrenrelevante Sortimente in der Regel in Bebauungsplanen ausgeschlossen werden. Es ist damit
zu rechnen, dass diese Form der Steuerung den Kommunen kinftig auch Uber die Ziele der
Regionalplanung auferlegt wird, jedenfalls fir gro3flachige Einzelhandelsbetriebe und so genannte
Agglomerationen (ein raumlicher Zusammenschluss mehrerer nicht grof3flachiger Betriebe). Eine
entsprechende Fortschreibung des Regionalplanes Donau-lller ist in Bearbeitung. Ein Regionales
Einzelhandelskonzept Donau-lller als Grundlage hierfiir liegt bereits vor (imakomm AKADEMIE GmbH
Aalen, September 2014). In diesem Konzept wird der zentrale Versorgungsbereich fir Bad
Schussenried empfohlen in einem Bereich entlang der Wilhelm-Schussen-Strafe etwa ab Hohe
Pfarrer-Leube-Str. im Norden bis etwa Hohe Aulendorfer Str. im Siden.

Fur Bad Schussenried kdnnen auch dezentral gelegene, nicht-grof3flachige Betriebe bis zu einer
Verkaufsflache von 800 m?, wie sie in Misch- und Gewerbegebieten allgemein zuléssig sind, in der
Summe negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich haben. Daher ist es
erforderlich, auch die Sortimente fir nicht-grof3flachige Betriebe in Bebauungsplanen zu begrenzen.
Die detaillierte Steuerung wird abhangig sein von den Ergebnissen des zu beauftragenden
Einzelhandelsgutachten.

Bisheriges Planungsrecht
Das Plangebiet liegt zu weiten Teilen im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB. Der
Flachennutzungsplan stellt die Flache als Mischgebiet und als Gewésserentwicklungsflache dar.
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Planungsziele

Mit dem Bebauungsplan soll das bisher im unbeplanten Bereich liegende Gebiet als Mischgebiet
Uberplant und neu geordnet werden. Den vorhandenen und kiinftig anzusiedelnden Betrieben soll
damit Planungssicherheit gegeben werden hinsichtlich der zulassigen Nutzungen und der Dimension
der Uberbaubaren Grundstucksflachen. Zur Sicherung zentraler Versorgungsbereiche sollen
bestimmte zentrenrelevante Sortimente fir Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen werden.
Wohnnutzungen sollen auch kiinftig in dem Plangebiet vorkommen. Inshesondere an schwellenarmen
Wohnungen besteht weiterhin ein starker Bedarf auch im Neubau.

Auswirkungen

Die Nutzungsmdglichkeiten innerhalb des Plangebiets werden verédndert. Teilweise werden sie
eingeschrankt (bspw. Sortimente), teilweise werden sie erweitert (bspw. Uberbaubare
Grundsticksflache). Bezogen auf die gesamte Stadt liegen die Auswirkungen in einer positiven
Steuerung der Innenentwicklung (im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden) und
einer positiven Steuerung eines funktionierenden innerstadtischen Versorgungskerns.

Verfahren

Es ist vorgesehen, den Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten
Verfahren nach § 13a BauGB aufzustellen. Die vorgezogene Birgerbeteiligung zu den allgemeinen
Zielen, Zwecken und Auswirkungen soll durch Offenlage des Aufstellungsbeschlusses erfolgen.

Veradnderungssperre

Zur Sicherung der oben genannten Planungsziele wird fur den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
,Ostlich der BahnhofstraRe* eine Veradnderungssperre nach § 14 BauGB erforderlich. Die
Veranderungssperre ist als Satzung zu beschlieBen und gilt nach Inkrafttreten fir zwei Jahre. Der
Satzungstext ist in der Anlage beigefigt.

Voraussetzung fur den Erlass einer Verédnderungssperre ist das Vorliegen eines positiven
Plankonzeptes. Dieses ist in den Planungszielen beschrieben. Mit Einfiihrung des § 9 (2a) BauGB hat
der Gesetzgeber klargestellt, dass auch die Kontingentierung von Einzelhandelsflachen bzw.
-sortimenten zu den zuldssigen Planungszielen gehort, die eine Veradnderungssperre rechtfertigen
(vgl. Brigelmann, Kommentar zum Baugesetzbuch, 82. Lfg. 2012, § 14 Rn. 35).

Bei diesem Tagesordnungspunkt ist Herr Reul3 von der Firma Cityplan GmbH Stadtplanung und
Projektentwicklung aus Pfullingen zusatzlich anwesend.

Herr Reul? erlautert die Vorgehensweise.

Er sagt, dass das Ziel wichtig sei. Danach richtet sich die Bauleitplanung aus.

Die Stadt mochte ein gesamtstadtisches Einzelhandelskonzept erstellen um zentrale
Versorgungsbetriebe zu definieren. Nach Vorlage diesem wird der Bebauungsplan im Detail
festgelegt.

Zunéchst ist ein Mischgebiet vorgesehen.

Hierzu empfiehlt Herr Reul3 den Aufstellungsbeschluss zu fassen und eine Veranderungssperre zu
erlassen.

Stadtrat A. Eisele teilt mit, das man sich mit diesem Thema bereits intensiv beschéftigt habe und die
FUB/BL-Fraktion den Beschlussvorschlag unterstiitze.

Stellv. Burgermeister Steyer verweist darauf, dass hier der sudliche Eingang der Stadt sei und dies
wichtig fir die Stadtentwicklung sei.
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Nach kurzer Aussprache
ergeht folgender

einstimmiger Beschluss:

1. Fir den im beiliegenden Lageplan vom 03.11.2016 dargestellten Bereich wird nach § 2 Abs. 1
BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt.

2. Die vorgezogene Birgerbeteiligung wird in Form einer 4-wdchigen Offenlage des
Aufstellungsbeschlusses beim Stadtbauamt, mit Gelegenheit zur AuBerung und Erérterung zu
den allgemeinen Zielen, Zwecken und Auswirkungen der Planung, durchgefihrt.

3. Fir den Planbereich werden ortliche Bauvorschriften als Satzung erlassen.
4. Der Aufstellungsbeschluss wird 6ffentlich bekannt gemacht.

5. Die in der Anlage beigefiigte Satzung Uber eine Veranderungssperre fir den Geltungsbereich
des Bebauungsplans ,Ostlich der Bahnhofstrale* wird gemaR § 14 BauGB beschlossen.
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Satzung liber die Verdnderungssperre zur Sicherung der Planung im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes "Ostlich der BahnhofstraRe”

Aufgrund von § 14 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. I S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S.
1722) gedndert worden ist, und § 4 Gemeindeordnung Baden-Wiirttemberg (GemO) in der Fassung
vom 24. Juli 2000 (GBI. 2000, 581, ber. S. 698), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 17.12.2015 (GBI.
2016 S. 1), hat der Gemeinderat am 17. November 2016 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Anordnung der Verdnderungssperre

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 17. November 2016 beschlossen, fiir den in § 2
bezeichneten Bereich den Bebauungsplan "Ostlich der BahnhofstraRe" aufzustellen. Zur Sicherung
der Planung im kiinftigen Geltungsbereich des Bebauungsplans wird eine Veranderungssperre
angeordnet.

§ 2 Rdumlicher Geltungsbereich

1. Der raumliche Geltungsbereich der Verdnderungssperre ist im Norden begrenzt durch den
Biihlweg, im Osten durch die Schussen, im Stiden durch die freie Feldlage und im Westen
durch die BahnhofstraRe.

2. Der Geltungsbereich der Veranderungssperre umfasst folgende Grundstiicke: Flurstiick 87/2,
87/4, 93, 93/2,93/3,93/7,93/8, 93/9, 93/10, 93/11, 94/1, 94/2, 95, 95/2, 95/3, 567/8,
567/12,567/14, 567/17, 567/18 und 567/19 sowie einen Teilbereich des Flurstiicks 571/5.

3. Fir den raumlichen Geltungsbereich der Verdnderungssperre ist der Lageplan vom
03.11.2016 maRgebend.

§ 3 Inhalt und Rechtswirkung der Verdnderungssperre
1. Imrdumlichen Geltungsbereich der Veranderungssperre diirfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

2. Wenn iiberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der
Verdnderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung iiber die
Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehdrde im Einvernehmen mit der Gemeinde.

§ 4 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
§ 5 Geltungsdauer

Fiir die Geltungsdauer der Veranderungssperre ist § 17 BauGB maRgebend.



Stadt Bad Schussenried Seite 8

Niederschrift iber die Verhandelt mit dem Gemeinderat am 17.11.2016
Verhandlungen und Beschllsse Anwesend: Der stellv. Birgermeister und 15 Stadtrate, Normalzahl: 19
des Gemeinderates Beurlaubt: siehe Seite 1
AulRerdem anwesend:

offentlich!
83

Bebauungsplan "Sagmuhleweg"

1. Aufhebung des Aufstellungsbeschluss

2. Beschluss Uber die Form der vorgezogenen Bilrgerbeteiligung
3. Erneuter Aufstellungsbeschluss

4. Aufstellung von drtlichen Bauvorschriften

5. Erlass einer Veranderungssperre (Satzungsbeschluss)

Ausgangssituation

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt am nordlichen Rand des Ortsteils Bahnhof. Er wird im
Norden begrenzt durch das Grundstick Sagmihleweg 2, das durch den Lebensmittelmarkt ,Aldi“
genutzt wird, im Osten durch den Sagmihleweg, im Stden durch den Gewerbebetrieb Sagmiihleweg
14, im Westen durch die Schussen bzw. die freie Feldlage. Er umfasst die Gebaude Sagmuhleweg 4
und 6, jeweils mit Nebengebauden und Freiflachen. Der Geltungsbereich ist im beiliegenden Lageplan
mit schwarz gestrichelter Linie gekennzeichnet. Das Plangebiet hat eine Gréf3e von ca. 0,9 ha.

Das Plangebiet liegt etwa zu zwei Dritteln im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB mit
gewerblichen Nutzungen, zu einem Drittel im Aul3enbereich mit landwirtschaftlichen Nutzungen. Die
Abgrenzung wurde definiert durch Abrundungssatzung ,Ortsteil Bahnhof‘ vom 06.05.2004, in Kraft
getreten am 16.07.2004.

Am 20.07.2006 wurde ein Aufstellungsbeschluss fur einen Bebauungsplan gefasst mit dem
Planungsziel Sondergebiet. Am 19.10.2006 wurde der Aufstellungsbeschluss aufgehoben und
stattdessen ein Aufstellungsbeschluss fir einen Bebauungsplan mit dem Planungsziel Gewerbegebiet
gefasst. Aus dem Planentwurf mit Begriindung vom 10.10.2006 ergibt sich, dass das Gewerbegebiet
zur Ansiedlung von Lebensmitteleinzelhandel vorgesehen war. Dem Angebots-Baufenster lag eine
Planung fir bis zu drei Gebaude mit einer Verkaufsflache von bis zu 800 m? sowie etwa 100
Stellplatze zugrunde.

Am 30.09.2010 wurde zur Sicherung der Planung eine Veranderungssperre erlassen. Am 13.12.2012
wurde eine erneute Veranderungssperre fir ein Jahr erlassen.

Dieses Planungsziel widerspricht inzwischen den aktuellen Bestrebungen der Stadt Bad
Schussenried, in der Ortsmitte funktionierende, sich gegenseitig stlitzende Einzelhandelsstrukturen zu
entwickeln und zu sichern. Das Planungsziel muss daher korrigiert werden.

Die Sicherung zentraler Versorgungsbereiche setzt eine gesamtstadtische Steuerung des
Einzelhandels voraus, die nicht nur positive Planungsanreize in zentralen Lagen, sondern auch die
Begrenzung von Verkaufsflachen und den Ausschluss bestimmter Sortimente in nicht zentralen Lagen
umfasst. Der Gesetzgeber erméchtigt die Gemeinden ausdriicklich zu dieser Form der Steuerung,
indem erin § 1 (6) Nr. 4 BauGB die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche als ein
Ziel der Bauleitplanung definiert.

Die Stadt beabsichtigt, ein gesamtstadtisches Einzelhandelskonzept zu erstellen, um zentrale
Versorgungshereiche zu definieren. AulRerhalb der zentralen Versorgungsbereiche sollen
zentrenrelevante Sortimente in der Regel in Bebauungsplanen ausgeschlossen werden. Es ist damit
zu rechnen, dass diese Form der Steuerung den Kommunen kinftig auch Uber die Ziele der
Regionalplanung auferlegt wird, jedenfalls fur groR3flachige Einzelhandelsbetriebe und so genannte
Agglomerationen (ein raumlicher Zusammenschluss mehrerer nicht grof3flachiger Betriebe). Eine
entsprechende Fortschreibung des Regionalplanes Donau-lller ist in Bearbeitung. Ein Regionales
Einzelhandelskonzept Donau-lller als Grundlage hierfiir liegt bereits vor (imakomm AKADEMIE GmbH
Aalen, September 2014). In diesem Konzept wird der zentrale Versorgungsbereich fiir Bad
Schussenried empfohlen in einem Bereich entlang der Wilhelm-Schussen-Strafe etwa ab Hohe
Pfarrer-Leube-Str. im Norden bis etwa H6he Aulendorfer Str. im Siden.

Fur Bad Schussenried kdnnen auch dezentral gelegene, nicht-grof3flachige Betriebe bis zu einer
Verkaufsflache von 800 m2, wie sie in Misch- und Gewerbegebieten allgemein zulédssig sind, in der
Summe negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich haben. Daher ist es
erforderlich, auch die Sortimente fur nicht-grof3flachige Betriebe in Bebauungsplanen zu begrenzen.
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Die detaillierte Steuerung wird abhangig sein von den Ergebnissen des zu beauftragenden
Einzelhandelsgutachten.

Gerade durch den bereits bestehenden Aldi-Markt im Norden des Plangebiets besteht die Gefahr
einer Agglomeration in nicht zentraler Lage, welche die Funktionsfahigkeit des innerstadtischen
Handels beeintrachtigt.

Bisheriges Planungsrecht

Das Plangebiet liegt etwa zur Hélfte im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB mit gewerblichen
Nutzungen, zur Halfte im Auf3enbereich mit landwirtschaftlichen Nutzungen. Die Abgrenzung zwischen
Innen- und AuBenbereich wurde definiert durch Abrundungssatzung ,Ortsteil Bahnhof‘ vom
06.05.2004, in Kraft getreten am 16.07.2004.

Planungsziele

Mit dem Bebauungsplan soll das bisher im unbeplanten Bereich liegende Gebiet als Gewerbegebiet
Uberplant und neu geordnet werden. Den vorhandenen und kiinftig anzusiedelnden Betrieben soll
damit Planungssicherheit gegeben werden hinsichtlich der zulassigen Nutzungen und der Dimension
der Uberbaubaren Grundstiicksflachen. Der Ortsrand soll gestaltet werden. Zur Sicherung zentraler
Versorgungshereiche sollen bestimmte zentrenrelevante Sortimente fir Einzelhandelsbetriebe
ausgeschlossen werden.

Auswirkungen

Die Nutzungsmdglichkeiten innerhalb des Plangebiets werden verandert. Teilweise werden sie
eingeschrankt (bspw. Sortimente), teilweise werden sie erweitert (bspw. Uberbaubare
Grundstiicksflache). Bezogen auf die gesamte Stadt liegen die Auswirkungen in einer positiven
Steuerung der Innenentwicklung (im Sinne eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden) und
einer positiven Steuerung eines funktionierenden innerstadtischen Versorgungskerns.

Verfahren

Aufgrund der Neufassung des Aufstellungsbeschlusses ist ein vollstandiges Bebauungsplanverfahren
erforderlich. Die frihzeitige Burgerbeteiligung nach § 3 (1) BauGB soll durchgefiihrt werden, sobald
der Vorentwurf fir den Bebauungsplan vorliegt.

Veranderungssperre

Zur Sicherung der oben genannten Planungsziele wird fur den Geltungsbereich des Bebauungsplanes
»~oagmuhleweg“ eine Veranderungssperre nach § 14 BauGB erforderlich. Die Veradnderungssperre ist
als Satzung zu beschlieBen und gilt nach Inkrafttreten flr zwei Jahre. Der Satzungstext ist in der
Anlage beigefugt.

Voraussetzung fir den Erlass einer Veranderungssperre ist das Vorliegen eines positiven
Plankonzeptes. Dieses ist in den Planungszielen beschrieben. Mit Einfihrung des § 9 (2a) BauGB hat
der Gesetzgeber klargestellt, dass auch die Kontingentierung von Einzelhandelsflachen bzw.
-sortimenten zu den zuldssigen Planungszielen gehort, die eine Veranderungssperre rechtfertigen
(vgl. Brigelmann, Kommentar zum Baugesetzbuch, 82. Lfg. 2012, § 14 Rn. 35).

Der erneute Erlass einer Veranderungssperre ist zulassig, da sich diese auf eine grundsatzlich neue
Planung bezieht (vgl. Brigelmann, Kommentar zum Baugesetzbuch, 82. Lfg. 2012, § 17 Rn. 60).
Wéahrend mit dem Aufstellungsbeschluss vom 19.10.2006 noch das Ziel der Ansiedlung von
Einzelhandelsbetrieben verbunden war, sollen nunmehr bestimmte Sortimente ja gerade
ausgeschlossen werden. Es handelt sich somit um eine sowohl materiell wie verfahrensmafiig
vollstandig abweichende Planung.

Stellv. Blrgermeister Steyer ruft den Tagesordnungspunkt auf und erklart, dass es sich hier im Prinzip
um die gleiche Vorgehensweise wie bei Tagesordnungspunkt 2 handle.

Cityplaner Reul3 erlautert das Planungsziel. In diesem Gebiet ist ein Gewerbegebiet geplant. Es ist
zwar schon ein Gewerbegebiet vorgegeben, dieses muss aber tUberplant und neu geordnet werden.
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Aufgrund der Neufassung des Aufstellungsbeschlusses ist ein vollstandiges Bebauungsplanverfahren
erforderlich.
Zur Sicherung der Planungsziele ist eine Veranderungssperre notwendig.

Nach kurzer Aussprache
ergeht bei 1 Enthaltung, ansonsten Zustimmung
folgender Beschluss:

1. Fur den im beiliegenden Lageplan vom 03.11.2016 dargestellten Bereich wird nach § 2 Abs. 1
BauGB ein Bebauungsplan aufgestellt.

2. Die vorgezogene Birgerbeteiligung wird in Form einer 4-wochigen Offenlegung des
Aufstellungsbeschlusses beim Stadtbauamt, mit Gelegenheit zur AuBerung und Erdrterung zu
den allgemeinen Zielen, Zwecken und Auswirkungen der Planung, durchgefihrt.

3. Fur den Planbereich werden drtliche Bauvorschriften als Satzung erlassen.
4. Der Aufstellungsbeschluss wird 6ffentlich bekannt gemacht.

5. Die in der Anlage beigefligte Satzung Uber eine Veranderungssperre fur den Geltungsbereich
des Bebauungsplans ,Sagmuhleweg” wird gemaf § 14 BauGB beschlossen.
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Satzung iiber die Verdnderungssperre zur Sicherung der Planung im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes "Sdgmiihleweg”

Aufgrund von § 14 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBI. | S. 2414), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBI. | S.
1722) gedndert worden ist, und § 4 Gemeindeordnung Baden-Wiirttemberg (GemO) in der Fassung
vom 24. Juli 2000 (GBI. 2000, 581, ber. S. 698), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 17.12.2015 (GBI.
2016 S. 1), hat der Gemeinderat am 17. November 2016 folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Anordnung der Verdanderungssperre

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 17. November 2016 beschlossen, fiir den in § 2
bezeichneten Bereich den Bebauungsplan "Sagmiihleweg" aufzustellen. Zur Sicherung der Planung
im kiinftigen Geltungsbereich des Bebauungsplans wird eine Verdnderungssperre angeordnet.

§ 2 Rdumlicher Geltungsbereich

1. Der raumliche Geltungsbereich der Verdnderungssperre ist im Norden begrenzt durch das
Grundstiick Sagmiihleweg 2, das durch den Lebensmittelmarkt ,Aldi“ genutzt wird, im Osten
durch den Ségmiihleweg, im Siiden durch den Gewerbebetrieb Sigmiihleweg 14, im Westen
durch die Schussen bzw. die freie Feldlage.

2. Der Geltungsbereich der Veranderungssperre umfasst folgende Grundstiicke: Flurstiick
589/1, 589/3 und 589/4.

3. Firden raumlichen Geltungsbereich der Verdnderungssperre ist der Lageplan vom
03.11.2016 maRgebend.

§ 3 Inhalt und Rechtswirkung der Verinderungssperre
1. Imraumlichen Geltungsbereich der Verdnderungssperre diirfen

1. Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgefiihrt oder bauliche Anlagen nicht
beseitigt werden

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veranderungen von Grundstiicken und
baulichen Anlagen, deren Veranderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen werden.

2. Wenn liberwiegende 6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der
Verdnderungssperre eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung (iber die
Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbehdérde im Einvernehmen mit der Gemeinde.

§ 4 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
§ 5 Geltungsdauer

Fiir die Geltungsdauer der Veranderungssperre ist § 17 BauGB maRgebend.
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offentlich!
84

Wasserteich Kurpark
a) Verfullung Wasserteich
b) Haftungsfreistellung

Sachverhalt:

Der Gemeinderat hat sich in seiner Sitzung am 22.09.2016 mit der Anlegung des Kinderspielplatzes
im Kurpark befasst und folgenden Beschluss gefasst:

.Der Gemeinderat beschliel3t, der Fa. Spielart, wie vom Arbeitskreis empfohlen, den Auftrag fir die
Anlage des Kinderspielplatzes im Kurpark in Hohe von brutto 81.485,25 Euro zu erteilen.

Hierzu kommen noch Kosten fur Grinanlagen, Banke, Milleimer, Zaunanlagen, SchutzmafRnahmen
am Teich, Wasserspiele und ggf. Gelandeanpassungen usw.

Die finanzierten Gesamtkosten von 140.000 Euro werden nicht Uberschritten.

Die Verwaltung wird erméchtigt, die entsprechenden Folgeauftrdage zu erteilen.”

Aus Sicht der Verwaltung ist die Haftungsfrage des angrenzenden Wasserteiches am geplanten
Kinderspielplatz im Kurpark noch zu klaren.
Der Auftrag fur die Erstellung des Kinderspielplatzes wurde deshalb noch nicht erteilt.

Der Wasserteich wurde am Samstag, den 05.11.2016 vom Baubetriebshof leer gepumpt und die
Fische vom Fischereiverein Bad Schussenried dankenswerter Weise umgesiedelt. Hierrliber wurde
der Technische Ausschuss am 27.10.2016 vorab informiert.

Aus Sicherheitsgriinden soll der leer gepumpte Wasserteich (Folienteich) riickgebaut und verfillt
werden. Der Teich ist ca. 1,20 m bis 1,50 m tief. Zuséatzlich befindet sich am Grund eine ca. 40 cm
tiefe Schlammschicht, die abgepumpt und entsorgt werden muss.

Finanzierung:

Uber die AuRerhaus-Finanzierung sind laut der beschlossenen Kostenberechnung vom 11.03.2015,
140.000 Euro fur den Kinderspielplatz eingeplant.

Stellv. Birgermeister Steyer erlautert den Sachverhalt.

Anschliel3end meldet sich Stadtrat A. Eisele zu Wort und gibt folgende Stellungnahme zu diesem
Tagesordnungspunkt ab:
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Stellungnahme der FUB/BL Fraktion zum Tagesordnungspunkt

Die FUB/BL Fraktion méchte noch einige grundsatzliche Anmerkungen zu diesem
Tagesordnungspunkt machen und Fragen stellen, die die Verwaltung sicherlich umgehend
beantworten kann.

Bereits seit der Klausurtagung in Nérdlingen debattiert der Gemeinderat tber die Verlagerung des
Spielplatzes in den Kurpark. Durch mehrere Mehrheitsbeschliisse des Gremiums wurde der Spielplatz
AlpenstraRe iiberplant und wird aktuell bebaut. Es steht also nicht zur Debatte ob und wer dafiir war
oder ob der Spielplatz nicht verlegt wird, sondern ausschlieBlich wie der Spielplatz und der Park
angelegt wird. Ein demokratischer Prozess, wie er Tag taglich in ganz Deutschland praktiziert wird.
Die Arbeit und Planung des Spielplatzes durch die Arbeitsgruppe wurde im September durch den
Gemeinderat bestatigt und beschlossen.

Fakt ist also, dass wir einen langen Weg hinter uns haben. Fakt ist aber auch, dass Birgermeister
Deinet diesen seit Anbeginn sabotiert, dagegen arbeitet, sich quer stellt und alles tut was méglich
und unméglich ist um diesen Spielplatz zu verhindern. Er respektiert weder den Gemeinderat noch
die Arbeit der Arbeitsgruppe. Seine Mitarbeiter bringt er in unmégliche Situationen und nutzt sein
Vorgesetztenverhiltnis schamlos aus. Verwundert sind wir nicht. Bereits bei den Bauvorhaben zur
Sanierung der Grundschule, dem Radweg nach Sattenbeuren und der Sanierung der Sporthalle
konnten wir das genau gleiche Verhalten erleben.

Im Mai letzten Jahres hat der Gemeinderat beschlossen einen Arbeitskreis zu bilden und gemeinsam
mit engagierten Biirgern den Park neu zu planen. Die Einberufung des Arbeitskreises hat
Biirgermeister Deinet dann tatséchlich bis Januar verschleppt —immer wieder mit fadenscheinigen
Argumenten. Die Arbeit des Arbeitskreises hat er mir Desinteresse und Ignoranz belohnt. Keine
Teilnahme an nur einer Sitzung, kein Dank - nichts.

Zwischenzeitlich hat er gegeniiber den Bauherren des Kurparks auch 6ffentlich kundgetan, dass er
den Spielplatz nicht will und man diesen auch nicht braucht. Nun spielt er den ndchsten Akt in dieser
unsaglichen Posse. Die Weigerung den Auftrag fiir den Bau des Spielplatzes zu unterschreiben ist ein
Affront gegen den Gemeinderat und die Biirger der Stadt Bad Schussenried. In keiner Weise tragt BM
Deinet dazu bei eine konstruktive Lésung zu finden. Viel mehr hért man, dass er sogar versucht hat
iber den Naturschutz zu verhindern, dass man am Teich was machen kann und dadurch den
Spielplatz noch verhindern kann.

In der letzten Sitzung des Technischen Ausschuss hat er es dann tatsachlich erreicht, dass véllig ohne
Not der Teich im Park jetzt schon abgelassen wird. Damit hatte man auf jeden Fall noch warten
kénnen und unabhingig davon mit den Arbeiten zum Spielplatz beginnen. Der Plan von BM Deinet ist
einfach: Der Teich liegt brach, was zum einen kein schénes Anblick ist und zum anderen den
EisstockschieRern nicht mehr erlaubt den Teich diesen Winter zu nutzen. Wenn sich jetzt ein Biirger
beschwert, kann BM Deinet einfach sagen, ,Ich wollte das ja nicht, das war der bose Gemeinderat!”
Damit kann er dann den Gemeinderat und insbesondere unsere Fraktion wie so oft in der
Offentlichkeit denunzieren. Und Sie kénnen mir glauben, die Anzahl solcher bosartigen Reden durch
Deinet kann man schon heute nicht mehr an einer Hand abzdhlen. Im neuen Testament nennt man
solche Menschen Phariséer, was eigentlich sehr treffend ist.

Mit dem heutigen Beschlussvorschlag erpresst Biirgermeister Deinet den Gemeinderat! Alleine in
Stuttgart gibt es 32 Wasserspielplétze, in Bad Waldsee ist ein Spielplatz direkt neben dem Stadt-See
und wenn man im Internet sucht, findet man 1.000 weitere tolle Losungen fiir Spielplatze am Wasser
bzw. mit Wasser. Nur in Bad Schussenried ist es nicht moglich, weil es ein selbstherrlicher
Biirgermeister dies nicht will.
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Die Konsequenz des Verhaltens von BM Deinet ist, dass Streit entsteht und gute Lésungen nicht mehr
moglich sind.

Unsere Fraktion wird heute mehrheitlich der Erpressung der Verwaltung zustimmen, da ansonsten zu
erwarten ist, dass BM Deinet immer und iiberall behaupten wird, dass unsere Fraktion es in Kauf
nimmt, dass Kinder zu Schaden kommen und den Bau des Spielplatzes weiter verzogern wird. Ich
werde mich nicht erpressen lassen und den Ratstisch bei der Abstimmung verlassen.

Ich bitte die Verwaltung folgende Fragen zu beantworten — direkt eine nach der anderen.

1. Warum muss der Teich komplett verfullt werden? Und warum kann kein Wasserspielplatz
umgesetzt werden?

2. Wer hat bisher gehaftet und warum hat die Verwaltung billigend in Kauf genommen, dass
Kinder zu Schaden kommen?

3. Was wurde bisher unternommen um eine Losung mit Wasser zu finden?

4. st es richtig, dass Blirgermeister Deinet versucht hat Giber Naturschutz eine Umgestaltung
des Teichs zu verhindern?

5. Die Landesbauordnung sieht fiir ruhende Gewdsser eine maximale Hohe von 40cm vor.
Warum gilt dies nicht im Falle vom Kurpark?

6. Wie geht die Verwaltung mit dem Brunnen am Marktplatz um? Wann wird dieser verfiillt?
Oder nimmt die Verwaltung billigend in Kauf, dass hier Kinder zu Schaden kommen?

7. Wie ist die Situation im Zellersee? Wann Wird der Spielplatz, der ja unbestritten direkten
Kontakt zum Wasser hat, abgebaut?

8. Wer libernimmt die Haftung und die Verantwortung bei der Offenlegung der Schussen?

Erlauben Sie mir abschlieRend noch eine personliche Stellungnahme:

BM Deinet hat mir in der letzten Sitzung vorgehalten ob dies der Auftakt zum Wahlkampf sei. Ich
vermute er meint die BM Wahl. Ich habe an dieser Stelle bereits vor lingerem erklart, dass ich 2018
nicht als BM fiir Bad Schussenried kandidieren werde. Auch wenn dies laufend von der Verwaltung
kolportiert wird. In diesem Zusammenhang hat Deinet erklart, dass er wieder antreten wird. Ich bin
auch iiberzeugt davon, dass BM Deinet 2018 wiedergewahlt wird — bisher hat er es ja immer
geschafft, dass in der Offentlichkeit der Gemeinderat an allem schuld ist, das wird ihm sicher auch in
den kommenden Jahren gelingen.

Und ein weiterer Vorwurf, den ich immer wieder zu héren bekomme ist, dass ich gegen Deinet bin
weil ich die Wahl verloren habe. Dazu kann ich nur sagen: Ja, ich ware gerne BM geworden, aber ich
bin heute Gott froh, dass es ist wie es ist und mein einziges Interesse ist das Wohl der Stadt und
sicherlich nicht eine verlorene Wahl.

Ich bitte darum, dass diese Stellungnahme wortlich ins Protokoll lbernommen wird.
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Bauamtsleiter Gnann nimmt zu den Fragen, wie folgt Stellung:

Zu 1:

Aus rechtlichen Griinden und gesetzlichen Vorschriften, da ansonsten die Versicherung den
Versicherungsschutz nicht Gdbernimmt. Nach der Verfillung kann der Wasser-/Kinderspielplatz
kostenglnstig umgesetzt werden.

Zu 2:

Bisher lag die Haftung bei der Stadt. Jetzt wird aber eine zusatzliche Gefahrenquelle mit dem
Kinderspielplatz geschaffen. Wasserflachen tuben eine hohe Anziehungskraft auf Kinder aus, deshalb
sind erhdhte Sicherheitsanforderungen zu beachten.

Zu 3:

Laut Schreiben der Sachversicherung WGV vom 31.03.2012, welches dem Gemeinderat am
02.04.2012 Ubersandt wurde, darf die Tiefe eines solchen Teichs hochsten 30 cm betragen. Ein
Gestaltungsvorschlag seitens der Arbeitsgruppe wird angeregt.

Nachtrag: Das Schreiben der WGV vom 31.03.2012 wird dem Protokoll als Anlage beigefiigt.

Zu 4:

Dies kann nur Herr Blrgermeister Deinet beantworten.

Zu 5.

Aus versicherungstechnischen Griinden, siehe Schreiben WGV vom 31.03.2012.

Zu 6.

Es liegt eine andere Situation vor. Der Marktplatzbrunnen ist unter 0,30 m Tiefe.

ZuT:

Der Zellersee ist ein Natur-Bad und es gelten andere Kriterien. Au3erdem ist eine Badeaufsicht
vorhanden.

Zu 8:

Es liegt eine andere Situation vor, es handelt sich um ein Naturgewasser, deren Verlauf und Tiefe
beim Wasserrechtsverfahren festgelegt wird.

Wahrend Stadtrat A. Eisele seine Stellungnahme verliest, kommt es zeitweise zu UnmutsaufRerungen
und Zwischenrufen.

Stadtratin Diesch erklart zur Angelegenheit:

Sie bittet darum sachlich zu bleiben und findet es nicht fair, solche Aussagen zu treffen, wenn
Burgermeister Deinet nicht anwesend ist.

Sie winscht sich eine Losung, wo der vorhandene Teich mit verwendet wird und bittet die Verwaltung
hierzu einen Weg zu finden. In anderen Stadten sei dies auch mdglich.

Stadtratin Britsch wendet ein, dass in der Arbeitsgruppe seit Mai versucht wird hier eine Lésung zu
finden.

Stadtrat Bader bestatigt dies und moéchte dass das EisstockschieRen beibehalten bleibt. Ferner solle
das Budget von 140.000 Euro im Auge behalten bleiben.

Stadtrat Spahn ruft zurtick zur Tagesordnung auf und teilt mit, dass die Freie Wahlervereinigung dem
Beschlussvorschlag folge.
Stadtrat Westh&auRer ruft ebenfalls zur Sachlichkeit auf und kann dem Beschlussvorschlag zustimmen.

Stadtrat Oberhaus wiinscht sich weiterhin ein Projekt, wo im Sommer Wasser flief3t.

Stellv. Blrgermeister Steyer ruft zur Abstimmung auf und erklart, dass er selbst dem
Beschlussvorschlage zustimmen werde, da sich der Arbeitskreis intensiv damit beschéftigt habe.
Stadtratin Diesch erklart, dass sie dagegen stimme, da der Beschlussvorschlag nicht entsprechend
abgeéandert werde.
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Stadtrat Frick verweist auf die Stadt Pfullendorf mit einem offenen Gewasser und erklart, dass er dem
Beschlussvorschlag zustimme.

Danach ergeht
bei 11 Ja-Stimmen, 2 Gegenstimmen und keiner Enthaltung
folgender Beschluss:
Der Gemeinderat beschliel3t aus Haftungs- und Sicherheitsgriinden, den Wasserteich vollstandig zu

verfullen. Hierbei sind die Vorgaben des Gemeinderates flr eine evtl. spatere Folgenutzung zu
beachten.

Nachdem die Gemeinderate R. Eisele und A. Eisele nur auf der Nebenbank gesessen sind und den
Saal nicht verlassen haben, ist der Beschluss ungiltig.
Die Gemeinderate A. Eisele und R. Eisele werden aufgefordert den Saal zu verlassen, weil sie nicht
mit abstimmen wollen.
Anschliel3end ergeht
bei 11 Ja- Stimmen, 2 Gegen-Stimmen und keiner Enthaltung
folgender Beschluss:
Der Gemeinderat beschlie3t aus Haftungs- und Sicherheitsgriinden, den Wasserteich vollstéandig zu

verfullen. Hierbei sind die Vorgaben des Gemeinderates flr eine evtl. spatere Folgenutzung zu
beachten.
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Neufassung der Betriebssatzung fiir den Eigenbetrieb Touristinformation der Stadt
Bad Schussenried
hier: Bestellung der Betriebsleitung

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 12.05.2016 die Neufassung der Betriebssatzung fiir den
Eigenbetrieb Stadt. Touristinformation beschlossen. Diese wurde im amtlichen Mitteilungsblatt
Schussenbote verdffentlicht am 20.05.2016 und ist somit am Tage nach der Verdéffentlichung in Kraft
getreten.

In der Neufassung der Betriebssatzung wird geregelt, dass zur Leitung des Eigenbetriebs ein
Betriebsleiter bestellt wird. In der bisherigen Fassung bestand die Betriebsleitung aus zwei Personen.
Zum einen fur den Bereich Finanzen, wurde der StadtkAmmerer zum Betriebsleiter bestellt und fir das
operative Geschaft die Leiterin der Touristinformation. Herr Kubot wurde seinerzeit vom Gemeinderat
am 20.12.2007 zum kaufménnischen Betriebsleiter des Eigenbetriebs Kurverwaltung bzw. des
Nachfolgebetriebs Touristinformation bestellt. Die Leiterin der Touristinformation ihrerzeit wurde zur
Betriebsleitung des Eigenbetriebs bestellt.

Durch die Neufassung der Betriebssatzung muss Herr Kubot als Stadtkdmmerer von der
Betriebsleitung entbunden werden und durch den Personalwechsel soll Frau Nusser als Leiterin der
Touristinformation zur Betriebsleiterin des Eigenbetriebs Touristinformation bestellt werden.

Hauptamtsleiter Bechinka erlautert den Sachverhalt.

Er teilt mit, dass die bisherige Betriebssatzung 2 Betriebsleiter vorgesehen hatte. Die neue
Betriebssatzung sieht nur noch einen Betriebsleiter vor.

Aus diesem Grunde soll wie oben angefuhrt verfahren werden.

Da hierzu formell eine Wahl notwendig ist, fragt stellvertretender Burgermeister Steyer nach, ob offen
darliber abgestimmt werden kdnne.

Dem wird zugestimmt.

Danach ergeht folgender
einstimmiger Beschluss:

Stadtkdmmerer Kubot wird als Betriebsleiter des Eigenbetriebs Stadtische Touristinformation
abberufen.

Frau Patricia Nusser, Leiterin der Touristinformation wird zu Betriebsleiterin des Eigenbetriebs
stadtische Touristinformation bestellt.



Stadt Bad Schussenried Seite 18

Niederschrift iber die Verhandelt mit dem Gemeinderat am 17.11.2016
Verhandlungen und Beschllsse Anwesend: Der stellv. Birgermeister und 15 Stadtrate, Normalzahl: 19
des Gemeinderates Beurlaubt: siehe Seite 1
AulRerdem anwesend:

offentlich!
86

Schwaéabische Baderstralie

a) Information zur Ubernahme Geschaftsfuhrung 2017 - 2019
b) Kooperationsvereinbarung

a) Information zur Ubernahme Geschéftsfithrung 2017 - 2019:

Die Schwabische Baderstrale ist eine Werbegemeinschaft von 9 Stadten (Bad Buchau, Bad Saulgau,
Bad Schussenried, Bad Waldsee, Aulendorf, Bad Wurzach, Uberlingen, Bad Grénenbach und Bad
Worishofen.

Seit 2001 lag die Geschaftsfuhrung zuerst in Bad Waldsee, dann in Bad Warishofen, Bad Wurzach
und Bad Saulgau und derzeit bis Ende 2016 in Uberlingen. Bad Gronenbach hat die Geschéftsfiihrung
ab dem 01.01.2020 zugesichert. Somit bleiben Bad Buchau, Bad Schussenried und Aulendorf tbrig.

In Abstimmung mit den Touristikerinnnen und den Birgermeistern wurde daher vereinbart die
Geschéaftsfuhrung fur die nachsten 3 Jahre gemeinsam zu Ubernehmen. Die Schwébische
Béaderstral3e ist eine Solidargemeinschaft, d.h. die zur Verfugung gestellten Marketingmittel fallen
direkt ins Marketing. Hierflr stellt Bad Schussenried jahrlich 7.500 € zur Verfigung (da Bad
Schussenried keine Therme hat). Die anderen Orte zahlen jeweils 10.000 €. Fir die Geschaftsfihrung
erhalten daher beide Orte keinen finanziellen Ausgleich.

Es wurde vereinbart, dass Bad Schussenried die administrative Leitung Ubernimmt und Bad Buchau
mit einzelnen Projekten zuarbeitet. Nach Aussagen von Uberlingen ergibt sich durch die Ubernahme
der Geschaftsfihrung eine Mehrarbeit von 0,25 Stellen. Dies wird sowohl in Bad Schussenried und in
Bad Buchau ohne Personalerhéhung geleistet. Bad Schussenried wird daher die Aufgabenbereiche
Presse, Internet, allg. Werbung und Projekte bearbeiten. In Bad Buchau werden die Themen
Baderradweg und die Erstellung / Vertrieb der Printmedien koordiniert.

b) Kooperationsvereinbarung

Wie bereits vorher erlautert ist die Schwabische Baderstralle eine lose Werbegemeinschaft. Die zur
Verfugung gestellten Mittel fallen auch wirklich direkt ins Marketing. Die Entscheidungswege sind kurz
und der Verwaltungsaufwand ist gering. Es gibt derzeit auch keine vertraglichen Regelungen. In den
letzten Jahren wurde allerdings seitens der GPA in mehreren Orten bemangelt, dass es keinen
Vertrag zwischen den Mitgliedsorten gibt. Die Geschaftsfihrung hat dies nun rechtlich prifen lassen
und uns wurde davon abgeraten einen Vertrag aufzusetzen, da dies zu viel Verwaltungsaufwand
bedeutet und rechtlich sehr schwierig ist. Daher wurde nun die Kooperationsvereinbarung (fir die
GPA) verfasst- Sie finden diese im Anhang. Sie hat eine Glltigkeit von 3 Jahren.

Frau Nusser halt den Sachvortrag.

Sie stellt die Werbegemeinschaft ,Schwabische Baderstralle, vor.

Nach der Kurkrise wurden Uberlegungen angestellt aus der Gemeinschaft auszutreten. Aber die
Schwabische BaderstralRe bietet viele Vorteile:

U.a.

-Partner des Baderradweges

-Broschuren 20.000 Stiick

-Auflage Baderradweg 20.000 Stuick, durch die Broschire sind wir in 8 Tourist-Info-Centern
vertreten
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-Teilnahme an Pressereise 2015 ,mit dem Rad ins Bad*

-Internetauftritt

-Prospektversand

-Facebookauftritt

-Durchfuhrung eines Fotoshootings mit dem Thema Kulinarik (kostenlos)

-Bearbeitung Markt Schweiz (alleine nicht méglich)

-Pressearbeit integriert mit Themen Kultur und Kulinarik (dies ist fur ein Budget von 7.500 € alleine
nicht moéglich)

-Geschéftsstelle wird geteilt mit Bad Buchau (Leitung in Bad Schussenried)

Die Aufgaben in diesem Bereich:
Frau Nusser Ubernimmt administrative Aufgaben
-Koordination der Pressearbeit und des Internetauftritts (mit Agenturen)
Allgemeines Marketing (Messen, Anzeigen, Onlinemarketing)
-Projekte
Aufgaben Bad Buchau: Printmedien / Baderradweg
-Durch die Mitgliedschaft ergibt sich fur die Stadt folgender Nutzen:
Einflussnahme in Themenbearbeitung Presse und Internet,
Unsere Themen sind besser bespielbar
Personliche Kontakte konnen fir Bad Schussenried genutzt werden.

In diesem Zusammenhang verweist Frau Nusser auf das Stadtmarketing und gibt einen kurzen
Uberblick tiber die vielfaltigen Aufgaben:

Das Stadtmarketing umfasst 6 Handlungsfelder
-Gastronomie und cita slow

-Tourismus / Kultur

-Stadtgestaltung, Verkehr und Umwelt
-Wirtschaft und Einzelhandel

-Soziales, Bildung, Generationen
-Kommunales Management

Hierzu wurden verschiedene Projekte initiiert:

-Durchfiihrung der Kulinarischen Tage

-Weiterentwicklung des Ferienprogramms

-Neues Produkt: Historischer Rundgang

-Einfuhrung des Stadtinformationssystems

-Veranstaltungen koordinieren, ausbauen und optimieren

-Kulinarische Wanderung

-Corporate Design, Uberwachung und einheitlicher Auftritt und Ausbau
-Stadtekooperation

-Synergieeffekte durch Kooperation verknipfen

(enge Zusammenarbeit mit der Oberschwaben Tourismusgesellschaft, Partner vor Ort)
-Neue Produkte: Pauschalflyer, Buspauschalen,

Gastronomiefihrer, Imagebroschire, Wanderbroschiire ab 2017

-enge Zusammenarbeit und Unterstiitzung von Gewerbe- u. Handelsverein (z.B. Dinnertafel)
-Wirtschaftsforum

-virtueller Lehrpfad mit Bad Buchau
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AbschlieRend erlautert Frau Nusser, dass fiir die Geschaftsflihrung bei der Baderstral3e eine
Kooperationsvereinbarung notwendig sei und verweist auf die Sitzungsvorlage.

Stadtrat A. Eisele von der FUB / BL-Fraktion bedankt sich fiir den Vortrag und erkléart, dass er dem
Beschlussvorschlag zustimmen kénne.

An dieser Stelle mdchte er Frau Nusser ein Lob erteilen und fur die gute geleistete Arbeit danken.
Stadtrat Westhaul3er von der CDU-Fraktion schlief3t sich dem an.

Stadtrat Dangel von der Freien Wahlervereinigung schlief3t sich ebenfalls an; er sieht die Vorteile der
Béaderstral3e und mdchte zustimmen.

Anschlie3end ergeht
folgender

einstimmiger Beschluss:
a) Der Gemeinderat nimmt die Ubernahme der Geschéftsfiihrung zur Kenntnis

b) und beauftragt die Verwaltung den Kooperationsvertrag zu unterzeichnen.

Der Kooperationsvertrag ist in der Anlage beigefiigt und wird Bestandteil des Protokolls.
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KOOPERATIONSVEREINBARUNG
Zwischen

1. der Kur und Touristik Uberlingen GmbH, vertreten durch Jirgen Jankowiak, Landungsplatz 5,
88662 Uberlingen

2. der Stadt Bad Saulgau, vertreten durch, Anschrift

3. der Stadt Bad Buchau, vertreten durch Peter Diesch, Marktplatz 2, 88422 Bad Buchau

4. der Stadt Bad Schussenried, vertreten durch Burgermeister Achim Deinet, Wilhelm-Schussen-Str.
36, 88427 Bad Schussenried

5. der Stadt Aulendorf, vertreten durch, Anschrift

6. der Stadt Bad Waldsee, vertreten durch Birgermeister Roland Weinschenk, Hauptstr. 29, 88339
Bad Waldsee

7. der Stadt Bad Wurzach, vertreten durch Birgermeister Roland Birkle, MarktstraRe 16, 88410 Bad
Wurzach

8. dem Markt Bad Gronenbach, vertreten durch, Anschrift

9. und dem Kur- und Tourismusbetrieb Bad Wadrishofen, vertreten durch Burgermeister Paul
Gruschka, Luitpold-Leusser-Platz 2, 86825 Bad Wdrishofen

- nachfolgend ,die Partner® —

§1
Stellung der Partner, Vertragszweck

(1) Die Partner haben sich unter der Bezeichnung ,Schwabische Baderstrale* zur Vermarktung der
inlandstouristischen Angebote ihrer Kommunen zusammengeschlossen.

(2) Gegenstand der Zusammenarbeit ist die gemeinsame Herausgabe von Printmedien, die
Beschilderung, Bewerbung und Qualitatssicherung im Hinblick auf den Betrieb eines Baderradweges
im Bereich ihrer Kommunen sowie den gemeinsamen Betrieb eines Internetauftritts unter
www.schwaebische-baederstrasse.de.

(3) Die Partner sind rechtlich weder als Gesellschaft, noch als 6ffentlich-rechtlicher
Zusammenschluss, noch als nicht eingetragener Verein zusammengeschlossen. Die Partner
betreiben kein gemeinsames Handelsgeschéft.

(4) Die vorliegende Kooperationsvereinbarung bezweckt ausschliellich die Regelung der
Zusammenarbeit im Hinblick auf die in Abs. 2 bezeichneten Téatigkeitsformen und eventuell
erganzende Tatigkeitsformen, welche die Partner zukinftig und nach Abschluss dieses Vertrages
vereinbaren und flr welche diese Vereinbarung ebenfalls gelten soll, falls im Einzelfall bei kiinftigen
Aktivitaten nichts anderes vereinbart wird.

(5) Auch mit dem vorliegenden Vertrag begrinden die Partner kein Gesellschaftsverhéltnis und keinen
offentlich-rechtlichen Zusammenschluss bzw. nicht eingetragenen Verein.

(6) Auf das gesamte Rechts- und Vertragsverhaltnis zwischen den Kooperationspartnern sollen in
sollen in erster Linie die Bestimmungen dieses Kooperationsvertrages, hilfsweise die

Vorschriften der Geschéftsbesorgung der 88 662, 675 BGB in Verbindung mit den 8§ 631 ff. BGB
Anwendung finden jedoch mit der Malgabe, dass samtliche Geschéfts-besorgungen unter den
Partnern nach den Bestimmungen dieses Vertrages unentgeltlich erfolgen, soweit beztiglich einzelner
Geschaftsbesorgungen oder Leistungen eines Partners im Einzelfall nichts anderes vereinbart ist.

§2
Regelungen zu gemeinsamen Rechten
(1) Soweit durch die vertragsgegenstandliche Tatigkeit der Partner gemeinsame Rechte begrindet
werden, insbesondere Urheber- oder Nutzungsrechte, Bildrechte, Marken-rechte sowie Rechte an
Domains finden in erster Linie die Bestimmungen dieser Vereinbarung, ansonsten gesetzlichen
Vorschriften der 8§ 741 ff. BGB Uber die Gemeinschaft Anwendung.
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(2) Die Verwaltung der entsprechenden Rechte erfolgt entsprechend 8§ 745 Abs. 1 BGB durch den
Partner, der entsprechend den Regelungen in § 3 mit der konkreten Geschéaftsbesorgung durch die
Partner beauftragt ist.

g3

Geschéftsbesorgung
(1) Die Partner wahlen jeweils fur die Dauer von 3 Jahren, ausschlie3lich aus den Reihen der
Vertragspartner dieses Kooperationsvertrages, eine Stadt, welche fir diesen Zeit-raum die Geschéfte
der Partner bezuglich der vertragsgegenstandlichen Zusammenarbeit nach § 1 Abs. 2 besorgt.
(2) Der nach Abs. 1 gewahlte Partner ist rechtsgeschaftlicher Vertreter der Partner. Soweit im
Einzelfall etwas anderes nicht bestimmt ist, ist er berechtigt, im Rahmen zur Aufgabenerfiillung
notwendiger Vertragsabschliisse oder der sonstigen Begriindung von Rechten und Pflichten die
Partner als Gesamtglaubiger und Gesamtschuldner rechtsgeschéftlich zu vertreten.
(3) Soweit diese rechtsgeschaftliche Vertretung im Rahmen der Bestimmungen dieser
Kooperationsvereinbarung erfolgt, bedarf es einer Zustimmung der Partner im Einzelfall zu einer
solchen rechtsgeschéftlichen Vertretung nicht. Der jeweilige Partner, welcher die Geschafte besorgt,
ist jedoch an die Beschlisse der Partner, die auRerhalb der Bestimmungen dieses Vertrages gefasst
werden, gebunden.
(4) Die Fuhrung der Geschéafte durch den bestimmten Partner erfolgt grundsétzlich unentgeltlich.
Hiervon unberihrt bleiben Anspriiche des die Geschafte besorgenden Kooperationspartners auf
Aufwendungsersatz im Rahmen von notwendigen Aufwendungen, die dem Partner nach Mal3gabe der
Bestimmungen dieses Vertrages und der im Einzelfall gefassten Beschliusse entstehen.

§4
Beschlussfassungen

(1) Die Partner fassen Beschlisse Uber ihre Zusammenarbeit nach MalRgabe der Bestimmungen
dieses Vertrages mit der einfachen Mehrheit der anwesenden Mitglieder in gemeinsamen Sitzungen
der Partner.
(2) Die Sitzungen der Partner werden nach Bedarf, mindestens aber zweimal jahrlich durchgefuhrt.
(3) Uber die Sitzungen der Partner ist ein Protokoll zu erstellen. Der Inhalt des Protokolls ist fur die
Partner verbindlich, soweit dem Inhalt von einem Partner nicht innerhalb von zwei Wochen ab Zugang
des Protokolls schriftlich widersprochen wird.

§5

Kostentragung
(1) Die Kosten fur die vertragsgegensténdlichen Marketingaktivitditen werden durch die Partner
gemeinsam aufgebracht.
(2) Jeder Partner hat denselben Anteil an den Kosten zu tragen, soweit im Einzelfall nichts anderes
ausdricklich vereinbart und entsprechend § 4 Abs. 3 protokolliert ist.
(3) Der Kostenanteil des jeweiligen Kooperationspartners wird diesem durch den Partner in Rechnung
gestellt, welcher entsprechend 8§ 3 Abs. 1 jeweils die Geschéafte fuhrt. Die Verbindlichkeit des
jeweiligen Kooperationspartners ist eine Verbindlichkeit gegeniiber allen Kooperationspartnern als
Gemeinschaft. Der gemal § 3 Abs. 1 jeweils die Geschafte fihrende Partner ist jedoch berechtigt, die
Zahlung im eigenen Namen an sich zu verlangen und die Forderung gegebenenfalls auch im eigenen
Namen gerichtlich und auRergerichtlich fir die Gemeinschaft geltend zu machen.
(4) Im Rahmen der Fuhrung der Geschéfte darf der nach § 3 Abs. 1 die Geschéfte fuhrende Partner
den durch Beschluss der Partner festgelegten Hochstbetrag fur die Eingehung von Verbindlichkeiten
oder sonstige Ausgaben nicht Uberschreiten.
(5) Samtliche den Kooperationspartnern fiir die vertragsgegenstandliche Zusammenarbeit Uber den
nach § 5 Abs. 2 entstehenden Kostenanteil hinaus entstehenden Kosten, ins-besondere Fahrt- und
Ubernachtungskosten zu Sitzungen der Partner, tragt jeder Partner selbst.
(6) Die Kosten, die dem nach § 3 Abs. 1 dieses Vertrages die Geschéfte fihrenden Partner entstehen,
insbesondere Personalkosten, Raumkosten und Sachkosten, tragt der bezigliche Partner selbst,
soweit in den Beschlissen der Partner etwas anderes nicht ausdriicklich festgelegt ist.



Stadt Bad Schussenried Seite 23

Niederschrift iber die Verhandelt mit dem Gemeinderat am 17.11.2016
Verhandlungen und Beschllsse Anwesend: Der stellv. Birgermeister und 15 Stadtrate, Normalzahl: 19
des Gemeinderates Beurlaubt: siehe Seite 1
AulRerdem anwesend:

86

Haftung der Partner im AuRenverhaltnis und im Innenverhaltnis
(1) Den Partnern ist bekannt, dass durch die vertragsgegenstandliche Zusammenarbeit im Rahmen
des Abschlusses zivilrechtlicher Vertrage, insbesondere durch den jeweils die Geschafte filhrenden
Partner nach § 3 Abs. 1, im Regelfall eine gemeinsame gesamt-schuldnerische Haftung begrindet
wird.
(2) Den Partnern ist auch bekannt, dass durch die vertragsgegenstandliche Zusammenarbeit im
Regelfall eine gemeinschaftliche Haftung als Gesamtschuldner oder Gesamthandsgemeinschaft
begrindet wird fur gesetzliche Anspriche nach den Bestimmungen des Telemediengesetzes, des
Urheberrechtsgesetzes, des Markengesetzes sowie fur Anspriiche nach dem Gesetz gegen den
unlauteren Wettbewerb der Preisangabenverordnung. Den Partnern ist weiter bekannt, dass eine
solche Au3enhaftung nach dem so genannten Stérerprinzip im AuBenverhéltnis nicht ausgeschlossen
bzw. begrenzt werden kann.
(3) Soweit die Partner auf vertragliche oder gesetzliche Anspriche, die nicht im Rahmen der
gewohnlichen Geschaftstatigkeit vertraglicher Vereinbarungen an die Partner oder an einzelne Partner
im Hinblick auf die vertragsgegenstandliche Tatigkeit gestellt werden, sind alle Partner und
insbesondere der die Geschéfte fuhrende Partner nach § 3 Abs. 1 verpflichtet, sémtliche Partner
hiervon unverziiglich zu unterrichten. Uber samtliche Entscheidungen zur Erfilllung oder Ablehnung
entsprechender Anspriiche entscheidet ausschlie3lich ein Beschluss der Partner nach Mal3gabe der
Bestimmungen in § 4 dieser Vereinbarung.
(4) Im Innenverhaltnis haften die Partner fur jedwede rechtskraftig festgestellten oder von allen
Partnern anerkannten Anspriiche, die gegen die Partner insgesamt als Gesamt-schuldner oder
Gesamthandsgemeinschaft erhoben werden nach gleichen Anteilen. Dies gilt nur dann nicht, wenn die
Anspriche ursachlich oder mitursachlich durch die Verletzung vertraglicher oder gesetzlicher
Verpflichtung eines oder mehrerer einzelner Partner entstanden sind. In diesem Fall haftet(n) der/die
jeweiligen Partner Innenverhdltnis gegeniber den Ubrigen Partnern nach MalRRgabe der gesetzlichen
Bestimmungen.
(5) Die Haftung des Partners, der entsprechend § 3 Abs. 1 jeweils die Geschafte fihrt, ist im
Verhéltnis zu den dbrigen Partnern auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit beschrankt. Samtliche
Partner stellen sicher, dass ihre jeweilige Tatigkeit als die Geschéfte fuhren-der Partner gemal § 3
Abs. 1 durch eine Haftpflichtversicherung eines kommunalen o-der privaten Haftpflichtversicherers
abgedeckt ist. Der entsprechende Nachweis einer solchen Deckung ist gegeniber den Ubrigen
Partnern zu Beginn der Ubernahme der Fiihrung der Geschafte zu erbringen.

§7

Laufzeit und Kiindigung
(1) Die vorstehende Vereinbarung tritt mit der Unterzeichnung durch alle Partner in Kraft und zwar
unabhangig davon, ob und wann dem jeweiligen Partner eine von allen Partnern unterzeichnete
Ausfertigung des Vertrages im Original oder in Kopie zugeht.
(2) Der Vertrag wird fur die Dauer von drei Jahren geschlossen und endet, ohne dass es einer
Kindigung eines, mehrerer oder aller Partner bedarf, zum 31.12.2018, falls die Partner nicht
einstimmig eine Verlangerung vereinbaren.
(3) Eine ordentliche Kindigung vor Ablauf der Frist in Abs. 2 ist ausgeschlossen. Die ordentliche
Kindigung eines Partners zum 31.12.2018 bzw. im Falle einer Verlangerung zum Ende des
vereinbarten Verlangerungszeitraums ist mit einer Kiindigungsfrist von drei Monaten moglich.
(4) Das Recht zur aufRerordentlichen Kindigung aus wichtigem Grund bleibt fiur jeden Partner
unberihrt.
(5) Im Falle einer ordentlichen oder aul3erordentlichen Kindigung wird das Vertragsverhaltnis
zwischen den Ubrigen Partnern fortgesetzt.
(6) Kuindigungen haben ausschlieRlich schriftlich oder per Telefax unter Ausschluss der elektronischen
Textform zu erfolgen.

§8
Salvatorische Klausel
Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages hat nicht die Unwirksamkeit der Ubrigen
Bestimmungen und des Vertrages insgesamt zur Folge.
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Spendenannahme

Auf die Unterpunkte 7.1. und 7.2 wird verwiesen.
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offentlich!
§7.1

Spendenannahme fir die Reinigung des Buswartehauschen

Sachverhalt:

Frau Dochtermann von der Alten Apotheke hat einen Betrag von 118,82 € gespendet fur die
Reinigung des Buswartehduschens vor der Alten Apotheke.

Es ergeht folgender
einstimmiger Beschluss:

Der Gemeinderat bedankt sich und beschlief3t die Spende von Frau Dochtermann anzunehmen.
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offentlich!
§7.2

Spendenannahme fir KlimaschutzmafRnahmen 2016
Sachverhalt:

Die Volksbank Ulm-Biberach eG spendet der Stadt Bad Schussenried 700 € fir die
KlimaschutzmalRnahme 2016.

Es ergeht folgender
einstimmiger Beschluss:

Der Gemeinderat beschlief3t, die Spende anzunehmen und bedankt sich bei dem Spender.



Stadt Bad Schussenried Seite 27

Niederschrift iber die Verhandelt mit dem Gemeinderat am 17.11.2016
Verhandlungen und Beschllsse Anwesend: Der stellv. Birgermeister und 15 Stadtrate, Normalzahl: 19
des Gemeinderates Beurlaubt: siehe Seite 1
AulRerdem anwesend:

offentlich!
88

Bekanntgaben und Verschiedenes

Stellv. Birgermeister Steyer informiert dartiber, dass eine ,Initiative pro Sporthalle* an ihn geschrieben
habe, dass diese ein Biirgerbegehren initiiert habe.

Die interessierten Burger mochten ein gutes Verhdltnis zum Gemeinderat und wollen, dass der
Gemeinderat seinen Beschluss vom 22.09.2016 zur Teilsanierung der Sporthalle aufhebt und dass
Alternativen von Sanierungsmadglichkeiten bis hin zum Neubau mit Kosten geprift werden.

Das bedeutet die Verwaltung muss die Kosten ermitteln und prifen, ob das Blrgerbegehren rechtens
ist und dann dem Gemeinderat vorlegen.

Hierzu lauft eine Frist bis Ende Dezember.
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Bekanntgabe nichtoffentlich gefasster Beschlisse

Hauptamtsleiter Bechinka berichtet, dass in der letzten Sitzung beschlossen wurde, dass
die Stadt die weitere Entwicklung beim Kabelausbau und des Ausbaus durch die Telekom abwartet.

Ferner wurde beschlossen 2 Mietforderungen unbefristet niederzuschlagen, da derzeit mit keiner
Bezahlung der Forderungen zu rechnen ist.
Sowie bei einem Verein einem Vergleich bzw. einem Verzicht zuzustimmen.

Weiter wurde beschlossen einer Finanzierung fur das Baugebiet St. Martinsesch in Hoéhe von
5 Millionen Euro zuzustimmen.
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Anfragen aus dem Gemeinderat

Stadtrat A. Eisele wiinscht, dass sich der Gemeinderat mit dem Bilirgerbegehren befasst. Seiner
Ansicht nach, ist darin die Begriindung falsch.

Zur Klarung wird stellv. Hauptamtsleiter Mutter herangezogen.

Er nimmt am Ratstisch Platz und erklart, dass die Verwaltung die Argumente pruft.

Aber letztendlich der Gemeinderat entscheidet, ob er das Birgerbegehren zulasse oder nicht.

Stadtrat A. Eisele fragt weiter nach, was es bedeute ,Alternativen zu prifen®.

Stellv. Hauptamtsleiter Mutter antwortet, dass es darauf ankomme, wie der Gemeinderat damit
umgehe.

Bauamtsleiter Gnann erklart, dass auch ein evtl. Neubau mit dem gleichen Raumprogramm zu prifen
ware.

Ortsvorsteher Klaiber wendet ein, dass bei einer neuen Sporthalle auch andere Unterhaltskosten zu
beriicksichtigen seien.

Stadtrat A. Eisele mdchte, dass die Angelegenheit in der Dezember-Sitzung behandelt wird.

Es soll dartber entschieden werden, wie mit dem Burgerbegehren umgegangen wird.

Auf Nachfrage teilt Herr Mutter mit, dass sich das Blrgerbegehren evtl. von selbst erledige, wenn der
Gemeinderat einen entsprechenden Beschluss fasse.

Stadtrat Spahn fragt nach, ob eine %z jahrige Frist einzuhalten sei.

Stellv. Blrgermeister Steyer sagt eine Prifung bis zur nachsten Sitzung zu.

Stadtrat Daiber erkundigt sich nach der Bebauung im Kurpark.
Stellv. Birgermeister Steyer antwortet, dass die Bebauung entsprechend des Bebauungsplans
erfolge.

Stadtrat A. Eisele ist die Beleuchtung an der Georg-Kael3-Schule aufgefallen und fragt nach der
Uhr.

Bauamtsleiter Gnann antwortet, dass die Beleuchtung geandert werde und die Uhr bzw. Schulglocke
von 8:00 Uhr bis 20:00 Uhr laute.
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Anfragen aus der Birgerschaft

Herrn Hettenbach sind die Besucherzahlen bei der Landesausstellung aufgefallen, die weit hinter den
Erwartungen geblieben sind und fragt nach, ob es Analysen hierzu gebe.

Stellv. Burgermeister Steyer antwortet, dass die hiesige Tourist-Info in Zusammenarbeit mit Bad
Buchau alles getan habe um die Veranstaltung optimal zu vermarkten. Warum letztendlich weniger
Besucher gekommen sind als angenommen, kénne er auch nicht sagen.

Die Tourist-Info-Leiterin Frau Nusser erganzt, dass Veranstalter das Archaologische Landesmuseum
Baden-Wirttemberg war und es wohl verschiedene Griinde gegeben habe.

Zum einen ist es kein einfaches Thema und zum anderen gab es 2 Standorte. Auch der Preis war
relativ teuer.

Daneben gab es natirlich viele andere Veranstaltungen, die in Konkurrenz zur Landesaustellung
standen.

Von dem Archéologischen Landesmuseum habe man nichts mehr gehort.
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Stadt Bad Schussenried
Rathaus By T Bl )
88427 Bad Schussenried i i ,

(Bitte geben Sie den Betreff in allan Zuschriflen und Email an)

Allg. Anfrage: Versicherungsschutz Kinderspielplatz

Sehr geehrte Frau Wiest,

Wiirttembergische
Gemeinde-Versicherung a.G.
www.wgv.de -

Besucher / Tiefgarage:
FeinstraRe 1 - Ecke Tibinger Strafe
70178 Stuttgart

Postanschrift:
WGV-Versicherungen
70164 Stuttgart

Hauptverwaltung:
Tibinger Strae 55
70178 Stuttgart

Verena Spindler
Verena.Splndler@wgv.de
Telefon 0711/1695-3142
Telefax 0711/1695-6241
Datum 21.03.2012

wir nehmen Bezug auf lhre Anfrage vom 19.03.2012, die uns zusténdigkeitshalber von Herrn Kohls

weitergeleitet wurde.

Den vorliegenden Unterlagen entnehmen wir, dass der neu geplante Kinderspielplatz sich in einer
Entfernung von ca. 55m von einem Teich befindet und sich nunmehr im Vergleich zur fritheren Lage
des Kinderspielplatzes keine Stralle mehr zwischen dem Teich und dem Spielplatz befindet.

In der Regel stellen Wasserflichen fiir Kinder einen besonderen Anziehungspunkt dar, Auf Grund
der mangelnden Erfahrung sowie der noch nicht voll entwickelten motorischen Fahigkeiten sind
jedoch Kinder den Gefahren derartiger Wasserfléchen in besonderem MaRe ausgesetzt.

Im Hinblick darauf, dass die Wassertiefe des Teiches jedoch lediglich 30 cm betréagt, haben wir
vorliegend keine Bedenken hjnsicht ich des neu geplanten Spielplatzes. Anders ist die Situation

eingezdunt werden. Die Zaunhéhe sollte dabei 1,50 m nicht unterschreiten. Daneben sollte darauf
geachtet werden, dass der Zaun mdglichst engmaschig ausgestaltet ist, um hinreichend Gewahr

gegen das Ubersteigen insbesondere von Kindern, zu bieten,
Fur Riickfragen stehen wir Ihnen Jjederzeit gerne zur Verfiigung.

Mit freundlichen Griien
Wiirttembergische Gemeinde-Versicherung a.G.

LA. S)C A2

Bankverbindung:
Landesbank Baden-Wiirltemberg
(BLZ 500 501 01), Konlo-Nr. 2127 08

Vorstand:
Hans-Joachim Haug (Vorsil )
Dr. Klaus Brachmann (stv. Vorsitzender)

Vorsiizender des

Landrat Helmul Jahn

Registergenchl: Amisgencht Stullgarl HRB 547
Umsalzsleuer-ident.Nr. DE147802277
In Rechnung gestalite Leistungen sind gem.



Stadt Bad Schussenried Seite 32

Niederschrift iber die Verhandelt mit dem Gemeinderat am 17.11.2016
Verhandlungen und Beschllsse Anwesend: Der stellv. Biirgermeister und 15 Stadtréte, Normalzahl: 19
des Gemeinderates Beurlaubt: siehe Seite 1
AulRerdem anwesend:




	FLD_sitextg
	FLD_sidat
	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

